
Stenographisches Protokoll
1079

49. Sitzung der XII. Wahlperiode des BurgenländJschen Landtages

Montag, den 16. Mai 1977

1. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses betreffend
den Verfassungsgesenentwurf, mit dem die Burgen
ländische Gemeindeordnung geändert wird (Ge-

meindeordnungsnovelle 1977) (ZI. 12 - 97)

Präsident: Der 1. Punkt der Tagesordnung ist die
Gemeindeordnungsnovelle 1977.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Stix.

-Ich schlage vor, General- und Spezialdebatte in
einem abzuführen. - Es efhebt sich kein Widerspruch.
Das Hdhe Haus ist mit meinem Vorschlag einver
standen.

Ich bitte den Herrn -BericMerstatter, die Debatte
einzuleiten.

Berichterstatter Stix: Hohes Haus I Zur Behand
lung steht ein Verfassungsgesetzentwurf, mit dem die
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Burgenländische Gemeindeordnung abgeändert wer
den soll. Der ln-holt dieser Novelle ist die Schaffung
der -Möglichkeit, daß - so wie bisher - der Bürger
meister, zusätzlich aber auch der Vizebürgermeister
und die Gemeindevorstandsmitglieder abgewählt
werden können.

Der Rechtsausschuß .hot sich in seiner heutigen
Sitzung mit .dieser Vorlage beschäftigt 'und b e a n 
tr ag t 1m Honen Hous die· Annahme.

Präsident: Zum Wort gemel,det ist Herr Abge
ordneter Okfm. Rez'ar. Ich erteile i·hmda-s Wort.

Abgeo'rdneter Dkfm. Rezar (FPO): Hohes Haus!
Meine Damen und Herren f ,Mi.,. der Gemeindeord
nungsnovelle liegt uns :heute gleichzeitig auch eine
Änderung der Gemeindewahlordnung zur Beschluß
fassung vor, und das scheint der Freilheitlichen Partei
interessanter zu sein als die Änderungen in der Ge
meindeordnung, die wir ja nur deshalb vornehmen,
weil gewisse Vorkommnisse ·die beiden -großen Par
teien dazu veranlassen.

Die Gemeindewahlordnung hildet ein echtes An
liegen der Frei·heitlichen Partei. 'Unsere Gesinnungs
freunde in Niederös'terreich haben mit ,Er-folg diese
Gemeindewahlordnungbeim Vercfassungsgerichtshof
angefochten. Es soll nun etwas, was man "Näher zur
Demokratie" nennen könnte, praktiziert werden. Die
bi51herige undemokratische Art dieser Wahlordnung
war für eine kleine ·Partei ein Handikop. Auf Grund
von Press'ionen, Verlockungen 'und Drohungen
hoben Leute, die zundchst Wdhlvorschläge unter
stützten, ihre Unterschriffzurückgezogen, ja es ist so
·gar vorge.kommen, daß Kondidaten erpreßt wurden.
lassen Sie mich nur ein~n einzigen Fall aus Pinka-
feld erwä'hnen, wo es für einen Wanlvorschlag, für
einen letztlich ·gültigen Wahlvorschlag, 110 Unter
schriften -bedurft ,hötte und unsere leute dann vor
geladen und veranlaßt wurden, ilhre Unterschriften
zurückzuziehen, weil sie im nachhinein auch andere
Wahlvorschläge unterschrieben und in der Folge na
türlich ihre Unterschrift' dort zurückgezogen haben,
wo die geringste Gefa!hr bestand, sich irgendwelchen
Konsequenzen auszusetzen.

Ich bin Über die nunmehrige Regelung jeden
falls glücklich, wäre aber dennoch der 'Meinung, daß
auch noch eine Änderung analog der steirischen Si
tuation kommen müßte, wo jeder Bürger jeden Wahl
vorschlag unterstützen kann, ohne daß er j'rgendeine
Unterschrift von einem Wahlvorschlag Z!urückziehen
muß.

Bezüglich der noch heute im ,Ausschuß heantrag
ten Änderung, die Gemeinderatszusammensetzun
gen v·on der Dreierteilung Iherauszunehmen, gäbe es
eine einfache Möglichkeit. Man bröuchte nämlich
nur einzufügen: "... der abgegebenen Stimmen."
Dann könnten wir diesedreiteilbaren Gemeinderats
zusammensetwngen belassen. Ich gloube, so könn
ten wir eine gewisse Gerechtigkei1 in die Wahlord
nung ·hineinbringen.

Jedenfalls sind wir Freiheitlichen fr()lh darüber,
daß ein erster Schritt getan wurde, und ich hoffe,

daß dem ersten Schritt ein zweiter folgen wird. Wir
werden diese Novelle annehmen.

Präsident: Zum Wort gelangt der Herr Abge
ordnete Dr. Sauerzopf.

Abgeordneter Dr. Sauerzopf (OVP): Herr Präsi
dent! ,Hdhes Haus! Ich möchte im Zusammenhang
mi,t der ersten Vorlage, der 'Gemeindeordnungsno
veJle 1977, gleichzeitig auch einige Worte zur Ge
meindewahlordnungsnovelle 1977 sogen. Dabei will
ich, 'um Wiederholungen zu vermeiden, zum Inndlt
nicht mehr viel s·agen. -

Die Gemeindeordn1ungsnovelle hat die Bestim
mung des bisherigen § 26 der Gemeindeordnung da
hin gahend verändert, daß nunmehr neben dem Bür
germeister auch die übrigen Mitglieder des Gemein~

devorstandes das Vertrauen der Gemeindemandata
re haben müssen. Hier ist die Frage des Mißtrauens
votums auch gegen andere Gemeindevorstandsmit
glieder als nur gegenüber dem Bürgermeister gere
gelt worden.

Wesentlich wichtiger erscheint mir aber die Ver
änderung der Gemeindewahlordnung. Wenn Kolle
ge Rezar meinte, daß damit ein Schritt näher zur
Demokratie gegangen ist, dann muß mon ihm recht
geben. Wir :haben, einem Erkennt-nis des Verfassungs
gerichtshofes entsprechend, versucht, eine vernünfti
ge Relation zwischen Wahlzahl und Zahl der Unter
stützungsun1erschriften zur Einbringung eines Wahl
vorschlages zu finden. Ich glaube, daß die Relation,
die wir ,hier gefunden haben, der Struktur des Bur
gen landes entspricht und daß mit den WÖ'hlerzdhlen
des Burgenlandes, die durchwegs mittlere Ortschaf
ten betreffen, im Zusammenhang mit den Unterstüt
zungsvorschri.ften eine vernünftige lösung getroffen
wurde.

Ein kleines Detail am Ronde: Die .Erhöhung der
Geldstrafen widerspiegelt die ,Inflationsrate. (Heiter
keit bei der SPO.)

,Meine Domen und Herren von der soziolisti
schen Fraktion! Sie sollten darüber nicht lochen, son
dern ein wenig ,Einkehr halten.

Wesentlich erscheint mir auch eine Streitfrage,
die nach -der letzten Gemeinderatswahl an verschie
denen Orten aufgetaucht ist; es war dos die frage
der -Bestellung des zweiten Vizebürgermeisters. Hier
,hat es unterschiedliche 'Rechtsauffassungen gegeben.
Manche ,Bürgermeister ha:ben das in der Weise ge
regelt, daß sie meinten, wer zweiter Vizebürgermei
ster wird, das <bestimme einfoch die ,Mahrheit. (Lan
desrat Dkfm. D.r. V 0 9 I : Alles in OVP-Gemeindenl
- Abg. Dipl.-Ing. Ha I·b ri t te r : Parndorfl -Heiter
keit.)

Na, ,Neudörfl ist vorlä'u.fig noch nicht OVP-Ge
meinde, :Herr tandesrat Vogl! {Abg. Pos eh: Aber
es wird rot bleiben!) ,Er war anscheinend mit dem
Bürgermeister von Neudörfl zu lange alJlf Urlaub
und ist über die letzten Vorgänge offensichtlich nicht
informiert. Ger.ade Neudörfl war eines jener Streit-
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objekte, das nun ·durch eine klare gesetzliche Aus
sage ein für allemal einer unwiderstreitbaren Rege
lung zugeführt werden soll.

Diese 'heutige Novelle ~ur Gemeindeordnung
und zur Gemeindewethlordnung kann aber nicht be
sprochen werden, ohne gleichzeitig eine 'Parallele
zur Novellierung der landtagswerhlordnung zu zie
hen. Und hier, Herr Kollege Rezar, ist es mir, wenn
ichllhnen heute auch recht gebe, unverständlich, daß
Sie seinerzeit 'bei der Novellierung der Landtags
wahlordnu'ng einem konträren Vorhaben der soziali
stischen Mehrheit ziustimmen konnten. (Abgeordneter
Okfm. Re zar: Das ist Ihre Meinung I)

Wo war bei der Landtagswahlordnung der Satz
"Näher zur Demokrotie"? ,Mir war es seit eh und je
unverständlich, daß ,die Freiheitliche ,Partei zustim
men konnte, durch eine Verfälschung des Verhältnis
wa'hlsystems - wie das ia geschehen ist - den Ein
Huß der Mehrheitspartei überproportional zu stei
gern, und sich seihst damit zur Bedeutungslosigkeit
verurteilen ~u lassen.

Das muß ich Ihnen heute sagen, wo Sie doch
vorhin so schön vom "Näher zur Demokratie" ge
sprochen 'haben. Ich glaube, Sie haben sich damals
von der Demokratie weit entfernt. (Beifall bei der
OVP.) Ich 'hoffe nur, Sie haben sich nicht so weit ent
fernt, ·daß Sie ganz aus dem Gesichts'kreis der poli
tisch tragenden ,Kräfte dieses landes verschwinden.
(Abg. Dkfm. Re zar: Sie waren nie für klare Ver
hältnisse! Die FPO ist für ,klare Verhäftnissel- Wei
tere Zwischenrufe.)

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bjtte
keine Debatten von den Bänken. Sie ,hohen die 'Mög
lichkeit, sich zum Wort zo melden.

Abgeordneter Dr. Sauerzopf (fortsetzend): Herr
Kollege Rezar! .Ich stelle mit 'Erstaunen fest, daß Sie
sich jetzt auch schon den politischen Slogan "klare
Verhältnisse" angeeignet ;haben. (Abg. Okfm. Re
zar: Die Slogans tun vielen weh!) Die Slogans nicht,
aber gewisse Praktiken, und ~u denen haben Sie
Handlangerdienste geleistet. (Weitere Zwischenrufe.)

Da wir ober gerade in der Diskussion zu diesen
rechtspolitisch wichtigen Fragen sind. Tocqueville hat
vor über 100 Jahren gesagt: "Die Gemeinde 'ist die
Schule der Demokratie./I So wie in der Schule ver
schiedene Veränderungen vorsieh gegangen sind,
sind auch in der Demokratie Veränder'ungen vor sich
gegangen, Veränderungen, die gerade ·freiheitlichen
Politikern - ich meine jetzt nicht die iFPO...Politiker,
sondern freiheitsbezogene Politiker, zu denen wir
uns von der Volkspartei rechnen - Sorge machen
müssen. (Abg. Dkfm. Re zar: Seit wann?) Herr Kol
lege Rezarf Hören Sie zu, vielleicht werden Sie ver
stehen, was ich meine.

Vor 100 Jahren ist man von der Gewaltentren
n·ung ausgegangen. ,Man wollte die Konzentration
von Macht in einer Hand verhindern. Mon hat die
Gewalt im Staat funktionell und personell aufgeteilt:
hier die gesetzgebende Gewalt, dort die 'Vollziehen-

de Gewalt, die .Regierung .und die unabhängige Ge
richtsbarkeit. (Abg. Elli Z i ps er: Nichts Neues!)

Neu, Frau Kollegin, is,t folgendes: Daß diese Ge
waltentrennung durch die Praxis der Sozialistischen
Partei 'heute weitgehend wieder heseitigt wurde, so
daß vielleicht (heute der Ruf nach Trennung der Ge
walten, nach Verhinderung der Machtkonzentration
wieder laut werden muß. Dieser Ruf wird laut wer
den, denn was neu an der Situation ... (Abgeord
neter Dkfm. Re zar: Das muß doch in Niederöster
reich b'eginnen! Mit zwei Mandaten blockieren Sie
uns!)

Herr Kollege Rezar! Ich :ha:heauch den Ein
druck, daß Sie sich zu viel mit fremden .Dingen be
schäftigen; lhier im Burgenland ,hätten Sie arbeiten
sollen. (Beilall und Heiterkeit bei de,r OVP.) Wenn
es Ihnen ernst damit ist, hätten Sie hier im Burgen
land bei der Landtagswahlordnung Ihre Stimme er
heben müssen. Sie hätten nein zur Mochtkonzentra
tion sagen müssen. Denn es ist ·durch die sozialisti
sche 'Praxis erwiesen, daß die Gesetzgebung nur
mehr nachvollziehendes Organ der Regierung ist.
Und die Landtagswahlordnungsreform hat - das ha
ben von der Regierongsbonkaus die Sozialisten of
fen gesagt - nur den Sinn gehabt: Konzentration
,der Maoht, Obermacht ~n der Reg'ierung I Und dem,
Herr Kollege Re:zar, haben Sie z'ugestimmtl

lassen Sie mich Ihnen, Herr tKollegeRezar, noch
etwas sagen. Wenn zu dieser Konzentration, zu die
ser Verschmelzung von Legislative und .Exekutive,
noch etwas da:z.ukommt, wovon sich ,unsere Vorfah
ren vor 'hundert Jahren überhaupt nichts träumen
ließen, nämlich die Konzentration der großen Ver
bände und die Adaption des Staates durch die po
litischenParteien mit Hi·lfe dieser großen Verbände,
dann müßte gerade ein frei·heitlicher ;Politiker dar
üher nachdenklich werden; nämlich ob diese 'Macht
konzentration in einer ,Partei, welche zu dieser tMacht
ein ganz ausgeprägtes Verlhältnis ,hat, 'nicht schlimm
ist für die Demokr.atie.

Ich 'habe es schon bei der ·Beratung über die
Landtagswahlordnung gesagt und möchte es heute
wiederholen: Die 'Gefahr für die Demokratie is1 die
Konzentration der Macht in einer Hand I Die Wahl
ordnung für die Gemeinden als ,der Schule der De
mokratie kennt diese Konzentration noch nicht in
dieser ,Form. Hier 'hoben wir noch die Oberscha'Ubar
keit des politischen Geschehens, -hier geschieht noch
etwas, wovon der Herr :Landeshaup'tmonn abgerückt
ist. Hier wird der Konsens gesucht, ,hier wird nicht
überstimmt, dhne vorher das Gespräch zu suchen I

Wir sind auch 'dafür, daß ·Ietzten ·Endes die 'Mehr
heit entscheidet. Aber der Mehrheitsbeschluß 'kann
nur das formale ,Ergebnis eines IGesprächs in Sach
lichkeit und Toleranz sein. Dieses Gespräch der Zu
sammenarbei1 wird aber verlassen, und das haben
Sie, Herr Abgeordneter Rezar, unterstützt. Die So
zialistische 'Partei hat das in die Wege geleitet, und
Sie waren dazu der Handlanger. Das muß ich Umen
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sagen, wenn Sie heute großspurig von "Näher z~r
Demokratie" redenl (Abg. .oHm. Re zar: ... Sie
;n Rudersdorl I) ,Entweder gehen Sie zu weH in die
Ferne oder Sie vergraben sich in ei·ne kleinliche Kirch
turmpolitik, Herr Kollege Rezar!

Die Gemeinde lebt v'on dieser Zusammenarbeit.
Ich muß sagen, auch die Arbeit im Land wird von
dieser Zusammenalibeit leben müssen. :Es gibt keine
Abkehr von der Konsensrdemokrotie in diesem lan
de. Das wird auch der Herr tandeshauptmann noch
wahrnehmen müssen, und das werden auch jene so
zialistischen Abgeordneten wahrnehmen müssen, die
immer vom Primat der Mehrhei1, von einem "Ver
stärkereffekt" der Mehrheit in der Landtagswahl
ordnung sprechen!

Die "Schule der Demokrotie ll
, die Gemeindent

zeigen, wo das politische Geschehen erfolgreich sein
kann, nämlich dort, wo das sachliche Gespräch ge
sucht wird, wenn man das Oberstimmen als letzten
Ausweg ansieht und nich1 als Drohung und nicht als
Ausdruck der Machtt der Machtkonzentration. Ge
rade Sie, Herr Kollege ,Rezar, sol·ltenals Freiheitli
cher vor dieser ·Machtkonzentration Angst haben.
(Abg. Dkfm. Re zar: Bei mir ist die VergeBlichkeit
noch nicht eingetreten! Bei Ihnen anscheinend schon!
Wir haben Ihre Praktiken zwanzig Jahre hindurch
kennengelerntlJ

Herr Kollege Rezarl Ich nehme zur Kenntnist
daß Sie sich von der Vergangenheit nicht lösen kön
nen. Aber das wirft mon Ihrer Partei ja immer wie
der vor. (Beifall bei der OVP. - Abg. OHm. Re zar:
Lernen sollte monJ)

Ich will nicht sagen: Ein ewig Gestriger! Ich will
nicht das böse Wort vom "ewig GestrigenIl verwen
den. Aber sagen Sie doch etwas für die Zukunft und
überlegen Sie sich die Dinget die in der Gegenwart
an die Oberfläche gelangen.

Ich hoffe für Sie persönlich, ,Herr Kollege Rezar t

daß diese klaren Verhältnisse, zu denen Sie hier an
geblich mithel~en wolltent ·nicht so weit führen t daß
Sie dann "unverhältnismäßig ll auch nach der neuen
Verhältniswahlordnung sind, sodaß Sie das Mandat
nicht mehr ergattern werden. Ich sage es noch ein
mal, eine Freiheitliche Portei hätte heute Berechti
gung.

Wir sagen auch deshalb ja zur Gemeindewahl
ordnungsnovelle, weil gerade wir die 'kleinen Kröfte,
die Vielfalt ,der politischen Kr-äfteals Volkspartei
respektieren. Wir wollen verhindern, daß die Ober
macht einer .partei, eines ,Partei-apparates die Macht
hat. Wir suchen die Vielfalt der 'Politischen Kräfte
und sind bereit, deren Stimme zu hören. Aber wenn
Sie so leise sind oder dort, wo Sie reden sollten,
plötzlich Ihre Stimme versagt, ,dann dürften Sie sich
nicht wundern, wenn dann eines Morgens gerade für
Sie die Situation in der politischen landschaH anders
ausschout. (Zwischenruf des Abg. OHm. Re zar. )
Um unsere Partei, Herr Kollege Rezar, brauchen Sie
sich keine Sorge zu machen.

Ich möchte also den Disput mit ,lihnen mit diesem
Satz beenden: Kümmern Sie sich ein ibisserl um die
Partei, um die Sie sich eigentlich wirklich kümmern
sollten I :Einmal lehnen Sie sich dort zu sehr an, und
dann reihen Sie sich mit der anderen Partei zu sehr
und vergessen auf die eigene ,Position!

Der zweite Gedanke, der sich bei der Behand
lung derart wichtiger 'Gesetzesnovellen aufdrängt,
ist die ·Fr·age n,ach der Z.ukunft .der 'Politischen Ge
meinde im Burgenland, die ,Frage, wie es weiterge
hen wird. ,Eines muß, so glaube ich, gerade rn einer
Zäsur nicht ·nur der ;Gemeindegesetzgebung, sondern
auch der landesgesetzgebung gesagt werden: Die
Zeit ·der ErÖ'ffnungen, die Zeit der prunk\Aollen Aus
gestaltung ist für dieses Land vorbei.

Dieses land und vor ariern seine 'Gemeinden
haben neue .Probleme. :Diese .Probleme werden aber
n-ur im Geiste der Z'usammenarbeit zu lösen sein.
Das Problem der Arbeitsplatzsicherung wird nicht
durch 'Enqueten und durch IFörderungen von höchster
Stelle zu lösen sein, sondern das wird in den Ge
meinden gelöst werden müssen. Hier werden die Ar
beitsplätze gefunden werden müssen, und 'hier wird
es der 'Mittelstand dieses landes in Gewerbe und
Handel sein, ,der diese sicheren Arbeitsplätze schaf
fen muß. Aber das kann eben nur gemeinsam ge
schehen und nicht mit einer Politik des Oberstim
mens - mit einer Stimme ,Mehrheit in diesem Ha·use!

Das -land wird das ·Problem der j'\J'ngen .leute
lösen müssen. 'Man 'kann über die :heutige Wahlord
nungsnovelle nicht reden, ohne die Ergebnisse des
Mikrozensus zu berücksichtigen, ·die AbwandeJiungs
tendenz, die sich hier manifestiert, die Abwanderung
gerade der jungen -Leu-te, der produktiven Kräfte
dieses -Landes. Auch das sind Probleme, die nur in
den Gemetnden gelöst werden können, und ich glau
be, daß auch das nur im Geiste der Zusammenarbeit
geschehen kann.

Zum Abschluß noch ein Wort zu dem Beitrag,
den die Osterreichische Volkspartei auf diesem Ge
biet leistet. Gerade ·die letzte Periode des landtages
hat bewiesen, daß wir, was unsere Regierungsmit
glieder betrifftt das Schwergewicht der ,Politik in die
Gemeinden verlagert haben. Ich darf ·hier an die Ar
beit des ,Gemeindereferenten 'Grohotolsky erinnern,
an die 'Fragen Umweltschutz, GIF, wenn Sie wollen,
Müll und Entsorgung, das ,Referat von Landesrat
Wiesler, und ich darf auf die Fragen der Schulhau
ten- und des Kindergartenprogramms verweisen,
die in das .Referat des tandeshauptma,nn"Stellvertre
ters Soronics fallen.

Die Osterreichische Volkspartei ;hat bewiesent
daß sie für die Gemeinden und damit für dieses 'Land
positive Arbeit leistet. Wir werden nach wie vor für
die Gemeinden arbeiten. Wir werden beweisent daß
wir auch unter geänderten Verhä'ltnissen - denn Ihre
Z,usammenarbeitsparole gilt ja nur mehr nach -außen
hin - unsere Politik durchsetzen werden.
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Wir sind hier nicht Minderheit, wir sind nicht
Opposition, sondern wir sind politisch gestaltende
Kraftl Wir sind die Alternative des Burgenlandesl
Das muß heute an diesem für die Gemeinden so
wichtigen Tag gesorgt werden 1

In diesem Sinne werden wir den Vorlagen un
sere Zustimmung geben. (Beifall bei der OVP.)

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne
ter Resch.

Abgeordneter Resch (SPö): Hohes Hausl Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir, die soziali
stische 'Fraktion dieses Ha,uses, begrüßen diese Er
gänzungsvorschläge zur Änderung der Gemeinde
ordnung 'und der Gemeindewahlordnung. Wir er
achten es als notwendig und höchst an der Zeit, die
derzeit bestehende Lücke in der Vergabe des zwei
ten Vizebürgermeisters mit dieser Ergänzung zu
schließen.

Die Vergangenheit Ihat gezeigt, daß es bei allen
Parteien in dieser iFr,age sehr oft Schwierigkeiten ge
geben hat. Gemäß § 28 der Gemeindeordnung be
darf der Bürgermeister zu seiner Amtsfü:hrung des
Vertrauens des Gemeinderates. Der Bürgermeister
kann also jederzeit mit Mehrheit des Gemeinderates
mit einem Mißtrauensvotum beleg't werden. Dasglei
ehe gilt nicht für Vizebürgermeister und Mitglieder
des Gemeinderatsvorstandes.

Der vorliegende -Entwurf ent,hält die Bestimmung,
wonach neben dem .Bürgermeister ·auch die übrigen
Gemeindevorstandsmitgolieder vom Vertrauen des
Gemeinderates beziehungsweise seiner Wahlpartei
wä,hrend der Funktionsperiode getragen sein müs
sen. Damit ist einem langjährigen Bestreben des So
zi0 Iistischen GerneindevertreterverbandesRechnung
getragen worden. Auch :hier lhaben sich in den letz
ten Jahren oft Schwierigkeiten bei allen Parteien er
geben, die nicht selten daZlu ,führten, daß in manchen
Gemeinden die Gemeindearbeit auf Monate, manch
mal sogar bis zur nächsten Gemeinderatswahl sehr
stark gelitten hat, ja manchmal sog,ar I,a'hmgelegt
wurde. Nach InkraHtreten dieser Gesetzesänderung
wird es daher für die Gemeinden leichter sein, ihre
Aufgaben und somit ihren Wahlauftrag zu erfüllen.

Der Sozialis1ische Gemeindevertreterverband hat
auch angeregt, im Zuge der Novel:lierung der Ge
meindeordnung eine Änderung der im § 15 Absatz 1
festgesetzten Zahl der Gemeinderatsmitglieder vor
zunehmen. rEine derartige Änderung scheint uns schon
aus dem Grund notwendig zu sein, weil es bei der
bisherigen Regelung zu gewissen Ungereimtheiten
,gekommen ist. tBei 15 Gemeinderatsmitgliedern
brauchte die zweitstärksteP,artei 'genau ein Drittel
der Gemeinderatsmitglieder, also fünf, um Anspruch
auf den Vizebürgermeister erheben zu können. Bei
17 Gemeinderatsmitgliedern hingegen muß die zweit
stärkste Partei mehr als ein Drittel der Gemeinde
ratsmitglieder nachweisen. fch hoffe nur, daßa'uch
diese Ungereimtheit vielleicht in einer anderen Art,
aber sicherlich in der nächsten Zeit einer Erledigung
zugeführt werden ·kann.

·Meine sehr verehrten Oamen und Herrenl :Es ist
keine (Frage, ,daß die Aufgaben der Gemeinden in
den letzten Jahren gewalti-g zu'genommen haben und
daß es ,hier großer Anstrengungen bedarf, um den
Aufgaben und Wünschen unserer Menschen draußen
in den Gemeinden in der Zukunft gerecht werden zu
können. .oie von der Verfassung getroffene Gleich
schaltung aller Gemeinden nimmt zunehmend reale
Formen on.

Früher einmal war doch eine Kleingemeinde
kaum mehr als ein VeIWoltungssprengel. Die An
schaffung von Schulmöheln oder anderen kleinen
Dingen mag vielleicht schon eine wesentliche Auf
gabe für den Gemeinderat gewesen sein. Heute hin
gegen wollen die Menschen auch im ländlichen Raum
an den iErl1ungenschaften unserer Zeit teilhaben. Die
Voraussetzung dafür, daß jeder einzelne Bürger ein
schöneres Leben führen kann, müssen wohl die kom
munalen Einrichtungen ·hier in unserem Lande bieten.
Ein ungeheurer Nachholbedarf eröffnet sich daher
für unsere Klein- und Mittelgemeinden. Daher hat
sich heute schon jede Gemeinde in unserem Land zur
Leistungsgemeinde entwickelt.

Auf dem Gebiet der Infrastruktur möchte ich nur
einige Aufgahen herausstreichen. Die ausreichende
Wasserversorgung etwa - diese verlangt wiederum
eine funktionierende Abwässerbeseitigung -, die
Staubfreimachung der Gemeindestraßen, die Anbrin
gung von Straßenbeleuchtungen, alles Dinge, die der
sprunghaft ~unehmende Verkehr einfach verlangt
und die heute sicherlich niemand mehr in Abrede
stellen kann. Aher auch für die Stromversorgung
muß die Gemeinde die Mitveranfwortung überneh
men genauso wie für Fragen des Umweltschutzes,
etwa der Beseitigung des Mülls.

Die bildungspolitischen Aufgaben der Gemein
den reichen heute vom Kindergarten bis zur matura
führenden Schule. Das früher zwei-fellos vorhandene
Bildungsprivileg für das Stadtkind ist im Burgenl-and
heute endgültig abgeba-ut. (Beifall bei der SPO.)

Die Fr-a:gen der Freizeitgestaltung und des Sports
gewinnen auch für die Gemeinden mittlerer un,d klei
nerer Größenordnung zunehmend an Be-deutung. Die
verkürzte A'rbeitszeit 'und der stei,gende Wohlstand
bringen heute auch fiür die ländl,iche Bevö'lkerung
Probleme mit sich, -denen sich ,die Gemeinde wohl
nicht verschließen :k'ann. Sportstätten aller Art, wie
insbesonders Freri'bäder und ,neuerdings ouch Hol
leribä,der f.ür 'uinsere Jugend, werden in den ländlichen
Gebieten gefordert.

Für den Menschen ,auf dem Lande war die Sorge
um ihre Gesundheit 'Wohl noch nie so groß wie
heute. ,Früher einmal galt dem wirtschaftlichen Exi
stenzkampf -gerade in den Grenzbezirken .die ganze
Aufmenksamkeit. Heute aber ;~m Zeichen des Wohl
s~andes möchte man ·die AnnehmHchkeiten des Le
:bens möglichst lang-e lund mö,glichst el1giebig für sich
ion Anspruch nehmen. ,Dabei ist es w.ichtig, eine ent
sprechende ärztliche Vorsorge in unserem Land zu
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haben. Die GemeinIden bi'eten ve,rschiedene Anre,ize,
um arusreichend vlieie Ärzte 'aufs Land zu bekom
men. Aber auch die I'aufende Verbesserung der Kran
kenhä·user ist mit e~ne Aufgabe ,der Gemeinde ge
worden. nazu .kommt 'noch die Betreuung der alten
Mifbürger, die mit dem Wegf.all der Großfamilie
auch in den :Iändlichen Gebieten zu einem wesent
lichen Teil den Gemeinden Z'ufällt.

Die Schaffung von Arbeitsplatzen in zumutba
rer Nähe vom Wohnort ist ebenso eine Verpflich
tung, der sich eine Gemeinde wohl nicht mehr ver
schließen darf. Gerade wir Burgenländer kennen
das Los der 'Pendler und wissen auch, wie gerne die
se Arbeitskräfte im ei,genen La1nde und in der ei'ge
nen Gemeinde arbeiten möchten. Hier hat die Kom
munalpo~itik noch einen sehr weiten Aufgobenbe
reich zu bewältigen.

Ich habe versucht, aus dem kaum z'u begrenzen
den Aufgabenfel'd der Gemeinden einige Bereiche
herauszuheben. Sie werden mir wohl beipHichten,
daß alle -diese PrOlbleme einer Lösung zugeführt
werden mü-ssen. Hier werden nicht etwa unnöti'ge
AlPFgaJbenstellungen a·ufgegriHen, dies sind auch kei
ne Erfindungen von Geme,inde,funktionären, und es
darf auch nicht als Großmannssucht eines Bürger
meisters ,aiusgelegt werden, wenn er an die Bewäl
tigung ,dieses breiten Spektrums der kommunalpoliti
schen Fra'gen herangeht. Ich möchte ,ausdrücklich be
tonen, es handelt sich lediglkh um echte Bedürfnis
se unserer Menschen ,dra,ußen in den Gemeinden.

Es wäre natürlich zu wenig und zu einfach, woll
te man ,die einzel'nen A'ufgaben der Gemeinden nur
anreißen und allemalls deren Bewältigung vorder
gründig von .irgendwelchen finanziellen Zuwendun
gen abhängig machen. Na~ürlich wird es ohne zu
sätzliche Geldmitte'l nicht gehen, doch vorrangig soll
ten wir schon nach Lös'ungsmöglkhkeiten, glalJbe ich,
auf Gemeindee'bene suchen.

Es scheint mir z·u einfach zu sein, einen Forde
run9skatalo,gaufzustellen, wie Sie -das in Ihrer so
genannten GemeindeiniHative hm, ohne dazu eine
AlternaNve anzubieten. Ich habe erst vor kurzen'
in einer Zei~unggelesen, Soronics fordert eine Än
derung des AufteHungsschlüssels des Finanzaus9,lei
ches, m8lhr GrenzJandförder-ung zur Ansiedlung von
Betrieben, mehr Mittel für Umweltschutz, Stäl"k'ung der
Demo1krafi.e a,uf Gemeindeebene, Mitspracherecht
der Gemeinden bei Gesetzesvorhaben und so weiter.

Alles Forderungen, meine Damen und Herren.
die nicht neu sind. Alles Forderungen, die sehr viel
Ge~d kosten. Auf ·der einen Seite, meine sehr ver
ehrten Damen und Herren, mehr Geld fordern, auf
der anderen Seite ober massive Steuersenkungen zu
verlangen, kann doch keine ernst zu nehmende Po
litik sei:n und auch ,keine emst zu nehmende Alter
n'ative für uns·ere Gemeinden ,dr;außen. (Beifall bei
der SPO. - Abg. Dr. Kot si c h: Steueranpassung
heißt das!)

Herr Kollege Katsich I 'Es wäre doch sehr interes
sant, von Ihnen zu hören, wie Sie das zuwege brin
gen wollen: mehr ·geben, indem man die Einnahmen
auch für die Gemeinden sehr stark ,kürzen will. (Ab
geordneter Dr. Sau erz 0 p f: Nicht durch Steuer
erhebungen! Sie sollen sparen!) In Wahlversprechen,
Herr Kollege Sauerzopf, waren Sie ja immer groß,
das ist doch bekannt. Sie woren in Wahlversprechen
immer sehr ,groß, Herr Kollege Sauerzopf. (Abgeord
neter Dr. Sau erz 0 p f: Sparen sollen Sie!) Wo
bleiibt denn ,Ihre Alt-ernative für die Gemeinden? Sie
waren ja gerade om Rednerpult, ich habe nichts
davon gehört. Ihr Vortra,g, Herr Kolleg,e Sa,uerzopf,
war ,die Unterrichtss~lJInde eines sehr schJlechten Leh
rers ~ür die ·Gemeinden, was Sie hier vorgetragen
haben. (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der
OVP.)

Meine Damen und Herren! All das, was Sie
Iheute fordern, hätten Sie ja längst schon verwirk
lichen 'können. Sie hatten j.a im Bund und im Land
·die Mög'l.ichkeit da'zu, in einer Zeit, in der Sie im
IBund lJ',ndim Land die Mehrileit hatten. Aber in die
ser Zeit galb es ja keine AI,ternativen, da gab es ja
nur ein ,Fortwursteln von Ihrer Seite.

Noch nie war die Hilfe des Bundes, meine Do
men und Herren, für das L,a·nd und unsere Gemein
den so groß wie ,in den letzten Jahren einer sozialisti
schen ,Re,g,ierung. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dok
tor Sc hmal,: Das alte Lied!) Die Ertragsanteile
'und die Steuerkopfquote i'nden Gemeinden sind
sehr stark angestiegen. (Zwischenruf des Abgeord
neten Dipl.-Ing. Hol b r i t t er.) Wie viel haben
Sie in Neusiedl in den letzten ~ünf Jo,hren bekom
men? Sogen Sie ehrlich in diesem Haus, um wie viel
Sie mehr :bekommen hoben vom Land 'und vom Bund!

Die Bedarfszuweisungen in den Gemeinden,
me.ine Damen 'und Herren, hahen sich i'n den letzten
Jaihren verdoppelt. Die Mittel ,des Wasserw.irtschafts
fonds hahen eine Höhe erreicht wie noch ni'e zuvor
·in di,esem tand. (Abg. Dr. Kat si c h: Um wieviel
weniger kann man damit kaufen? Das sagen Sie uns!)

Unsere Gemeinden haben in ,den letzten Jahren
ihr ·BHd verändert. Dos Leben der Menschen in unse
ren Gemeinden ist .da,her in den letzten Jahren le
benswerter geworden. Das können Sie nicht in Ab
rede stel'len. (Beifall bei der SPO.)

Meine Damen (und Herren! Aber a1uch das Land
hat .den Gemeinden .in den letzten Jahren sehr stark
unter die Arme gegriffen. Unseren Landesvoran
scMa·g könnte man fast schon als Gemeindevoran
schlag bezeidlmen. (Heiterkeit bei der OVP. - Ab
geordneter Dipl.-Ing. Kar all: Sie verwechseln das
mit einer Gemeinderatssitzungl) ·Es gibt keine Ge
mei·nde, Herr Kolile,ge KaraII, die nicht mindestens
einmal mit förderniden Maßnohmen in diesem Vor
anschlag aufschei'nt.

Aber auch e~ni.ge legis~a~ive M'aßnahmen hoben
dazu beigetragen, die Finanzen -der Gemeinden zu
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stärken. Des Gemeindestrukturverbesserungsgesetz

hat doch zum Ziel, durch Gemeindez'usammenlegun

gen eine erhöhte Finanz,kraft der Gemeinden und

eine wirkliohe Ve,rbes~erlJ'ng ihrer Struktour herbeizu

führen.

Es zeigt ~ich immer deuHicher, daß ein Großteil

der a1uf unsere Ge'meinden zukommenden Aufgaben

in der Enge der Gemeinde gar nicht mehr bewältigt

wenden klonn. V.ielmehr sind ü'berörtliche, daher re

gionale lösungen ongezeigt. Denken Sie beispiels

weise nur an die Wasserversorgung oder an die

noch schwieriger zu lösende Frage der Abwasserbe

seit.igun-g.

Heute wird wohl niemand mehr ernsthaft daran

denkenrur eine Gemeinde von, s·agen wir, 500 Ein

wohne~ eilne eigene Kläranl-age zu errichten. Bei

'011 diesen Vorha'ben handelt ~ sich nicht nur um

erstmallige Investitionen, sondern vor .~lIem bedürfe~

auch die -Folgekosten einer genauen Oberlegung. Bel

der Betreuung derartiger Anlagen ist es aus betriebs

wirtschaftlicher Sicht gleichgültig, ob es sich um klei

ne oder um größere Projekte handelt.

Vor allem wiri'schaft~icheund finanzielle Grün

de sind es -die in z,unehmendem Maße in unseren

Gemeinde,f~nktionären die Erkenntnis heranreifen

lassen, daß überörtliche Problemlösungen verstärkte

Bedeutung gewinnen. Vielfach mag stich so mancher

Bürgermeister vielleicht mit diese,:" Gedanke~. n?ch

nicht angefreundet haben, dmilst schon mogllch,

doch waNen wir den ungeheuren Herausfor.derungen

der Gegenwart und ZlukLmft ,gewachsen sein, ist es

nur ratsam, diesen Umden'kungsprozeß möglichst

rasch voranzutreiiben.

Für uns :im Burgenland kann ·ich sagen, daß wir

auf verschiedenen Bereichen bereits regiona'le lö

'sungen a·uf dem Wege der Gemei,ndevel1bände g~

funden hoben. Ich denke hie'bei an die Wasserlet

tungsverbände, A'bwasserve,.,bände IJnd Mü'11verbän 4

deo

NatürLich treten bei diesen überörtl·ichen Projek

ten neue Probleme auf, ohne Zweifel. Die Streusie~

I,ungen i'n unseren Dörfern selbst und die ~eograph,

sche Entfernung der zu betreuenden Gemeinden von

einander erfordern ~ange Verbindungsstränge und

Leit.ungen. Diese bringen einen zusät~~ichen Teue

rungseffekt. Dennoch dürfen wir uns v~n de!1 zwec~

mäßi.gen 9'roßräu.mi,gen lösungsmögltohkelten, die

sich antbieten, nicht abbringen lassen.

Eine Klei,ngemei'nde, a,uf sich seihst aongewiesent

,kann heute aus rein f.rnanzi'eUen Erwägungen ihren

Verpfl.ichtungen in dieser Hinsicht kaum nachkom

men. Andererseits ·aber ist bei großräumigen Zu

sommenschl'Üssen von Gemeinden für bestimmte

Zwecke einehessere Äusl'ashmg der Kapoz·itäten, sei

es betriebstedmisch oder o\uch personell, garantiert.

Der ,interkomunale Finanzou.s.gleich brachte den

Gemeinden in ,den letzten Jahren l"Iund 40 Mitllionen

SchHli,ng im Bur'lgenlond.

Mit dem SozialhHfegesetz wird vor oBern den

finanzschwächeren Gemeinden geholfen.

Der vom Land ins Leben gerufene GtF ermög

licht den Gemeinden, ihre A'ufgaben auf dem Ge

hiet des Umweltschutzes rascher ·und leichter zu er

fü\lJen.

Das Kindergartengesetz hilft den Gemeinden

nicht nur bei der .Errichtung des baul.ichen Teiles, son

dern gibt a'uch Zuschüsse für ,da,s Personal des Kin

dergartens.

Das Wirtschaftsförderungsgesetz schafft Voro'us

setzllJn'gen zur Modernisierung und Ratoionalisierung

in den Betrieben, wobei neben einer hohen Wert

'schöpfung voraHem atuf die Qualität des Arbeits

platzes besonders Wert gelegt wird. Gerade diese

qualifiz.ierten Arbeitsplätze bra·uchen wir in unseren

Gemeinden, wenn wir die Menschen in unseren Dör

fern halten wdllen.

Ich glaiube also, daß der Weg, den unser land

·in den letzten Jahren gegangen ist, a·uch ein g·uter

Weg für unsere Gemeinden gewesen ist. (Beifall bei

cer SPO.)

Natürlich meine Domen und Herren, sind die

Gemeinden he-ute verschflJ~det, aber es wur.den ja

auch Werte 'geschaffen, die man nicht rur eine Gene

ration schafft. WasserleitLmgen bout man nicht für

eine Generotion, auch nkht Kanäle, Schulen, Kind~r

gärten, Straßen o,der TotenhaUen. Auch KommaSSie

rungen und HußregulierlJtngen sind für mehrere ~e

nerationen bestimmt. Daher ist es nur berechtigt,

daß die nach uns kommende Generation dazu auch

ihren Beitr<Jg Z'u leisten hat.

Meine Domen und Herren! Sicherlich ,ist der fi.

nonz'bedarf 'unserer Gemeinden noch im Steigen be

.griffen, gera'de -im Hinbl'ick auf die neu hinzukom

menden Aufgaben der ROlJmofldnung, der Roumplo

",ung und des Umwe·ltscnutzes.

Eine vor kurzem veröffentl'ichte Erhebun.g über

den kommunalen Investi~ionsbedarf der österreichi

schen Gemeinden Ibis 1979 ergibt, noch der jetzigen

KCistenbaSlisgerechnet, Erfordemisse von instgesomt

51,3 MiHiorden SchiHing. Etwa 25,9 MilLiarden ent

fa,llen davon auf Gemeinden bis zu 5.000 EillWohner,

254 Mi'lIiorden entfallen a'uf Gemeinden über 5.000
Ei.~wdmer. An der Spitze des InvesNtionSlbedorfes

stehen ·die W,asserversol"'gungen und die Abwosser

beseiti·gun.gen mit rund 30,8 Prozent, das Schulwesen

mit 19,1 Prozent sowie die Straßen- und Brücken

ha'uten mit 'neun Prozent. (Abg. Dipl.-Ing. Kar all :

Das sind aber keine burgenländischen Ziffern!) Dos

·sind keine 'burgenländischen, dO'S s;nd österreicnische

Zohlen.

'Es wäre sicherlich von großem Vorteil, Herr

Ko!\lege Ktara~I, könnte die Gemeind&abtei~ung ei

nen rür das Burgenland ausgearbeiteten Pion des In

vesti~ionsbedarfes unserer Gemeinden erstellen. Ich

bi,n nöml,ich der Me~flIlJng, daß r.m Hinblick auf d,e
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Investi~ionen a:ufdiesem Gebiet in den letzten. Jahren
diese Zählen für :unser Land kaum mehr Gültigkeit
haben. Gerede am Wa'sser- 'Und Albwassersektor so
wie C1m Schul'sektor wurden ,in ,den letzten Jahren sehr
große Leistungen vom -Land und ·den Gemeinden
enbracht.

Immer häufiger hört man von den konservativen
Kräften das Ansinnen, öffentliche AlUf9'aben zu re
privatisieren. Ichgl,a,ube kalum, me,ine Damen und
Herren, daß mit deror~igen Maßnahmen eine Ent
,Iastrong ,der Gemeinden oder der Gemeindebürger
eintreten 'könnte.

Me,i/ne Damen und Herren t Es muß doch klar
er.konnt werden, daß die wichtigsten Einrichtungen
und teis~ungen deshalb vom öffentlichen Sektor über
nommen wurden, weil sie der private Sektor nicht z'ur
~utfde,deliheit der Menschen, vor allem der sozial
schwächeren ,Menschen erfüllt hat. Wären Wohnun
gen, Kranken- und Altenbetreuung sowie Erziehung
über den M'arkt für alle in reichlichem Aiusmoß er
fol'gt, dann hätten wir, die A~beiterbeweg,ung, nicht
erst den Wohl~a~u-:tsstaat tin Osterreich erkämpfen
mÜssen.

Natürlich mÜssen wiroHes daransetzen, daß die
kommunalen Einnichtungen so geführt werden, daß
sie wirtschaftl'ich sind, daß die Bel'as1tungender Be
völike~ung .im Rdhmen des Erträglichen gehalten wer
,den 'und daß sie jederzeit und von je,dermann leicht
kontroll.ierbar und leicht prÜfbar sind. (Abg. Bö h m :
Wie beim Bauringl)

Der im Dezenlber 1972 :beschlosrsene erste so
zi·atlisHsche Finonzausgle.ich ,ist zweifellos einer der
besten, den es je für die Gemeinden gob. (Beifall
bei der SPO. - Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. K a
r all.) Sie ,können ja zuhören, Herr Kollege KaraU,
und ·mir das Gegenteil Ihrer Regierungen beweisen.
Durchschnittlich ergab sich eine Mehlibeteiligung der
Gemeinden an ·der Finanzausgleichsmasse von rund
e,j'ne,inha:\b Miil14'arden Schilling pro Johr. Di·e Sozia·
I,isten haben damit ihre Gemeindefreundl,ichkeit zwei
fenos unter Beweis gestellt.

Trotzdem wiro der neue FinanzQ'usgleich, für
den demnächst die Verhandlungen beginnen werden,
für die Zukunft der Gemeinden sehr ausschlag'gehend
sein. Es wird unsere Sorge sein müssen, daß bei
den Verhandlungen ,des ·ne·uen Finanz,ausgleiches ei
ne noch stärkere Berücksichtigung der Gemeinden er
folgt, wenn die Gemeinden ·auch in Zukunft ihre A·uf
gaben erfülilen sollen.

Auf einer -großen Gemeindekonferenz hat Fi
nanzmini5ter Androsch über den FinanzQ,usgleich den
Gemeinden verstälikte Hilfe lin Aussicht gestellt. Es
ist nur abzuwarten, daß auch die Länder und die
Städte hier mitziehen. (Abg. Dipl.-Ing. Hai b r i t
te r: Wir sind im Burgen/andl Herr Abgeordneterlj

Wir sind im Burgenland, aber 'Mir brauchen den
Bund ,dazu, 'Um a·I,le Aufgaben zu erfüllen, Sie zuo,l
lererst, Herr Kolle,ge, in NeusiecJl am See. (Abgeord-

neter Dipl.-/ng. Hai b r i t t er: Aber vorher hat es
Neutal bekommen, gebraucht hätten wir es!)

Me'ine Damen und Herren! Sie kriegen dos mei
ste 'ich werdeetS 'mir herausschrei1ben, was Sie vom
ß.lJ'~d klf,iegen. (Zwischenruf.) Jawohl, ich bin damit
'auch zutrie!den lund einverstanden, aber Sie sind nichr
da,mit einverstanden. Ich habe die Hilfe des Bundes
für unsere Gemei1nden be,grüßt (BeifaJl bei der SPül,
egal, -db die Hilfe .für Sie, für mich oder fÜr einen
anderen BÜrgenmei,ster ,kommt. (Abg. Dipl.-Inge
n;eur Ha J b r; t t er: Nur mit dem Unterschied: Uns
wollen Sie es nicht geben, aber Sie nehmen es selbst
verständlichl - Weitere Zwischenrufe bei der OVP.)

Herr Kollege Sa'uerzopfl Hören Sie mir noch fünt
Min'uten ZJu. 'Ich höre Sie 'sowieso nicht an, wenn kh
nicht will. Sie hätten so viel Ze,it zu reden gehabt,
warum hdben Sie nicht davon gesprochen? Sie kön
nen ,noch einmal reden, Sie hoben die Möglkhkelt
dazu.

Meine Damen und Herren! Wir Sozialisten WIS

sen, welche Wertziele für die Menschen unserer
Gemein'den heute ,im Vordergrund stehen: eine be
friedigende Wohns'i,tuation, ein befriedi·gendes Ar
beitspl,atz,angebot, glute Verdienstmöglichkeiten, eine
Venbe'sserung der Verkehrsvenhä'ltnisse, ein gutes
Bildungs- 'und Ausbiltdungswesen, Vorsorge für die
Gesundheit, Verbesserung der Lebensbedingungen
für ,alte Menschen -und e,inen höheren Fre,izeitwert.
Wir Sozi,o·l·isten werden a'uch weiterhin unsere Kom
munalpolitik dornach auszurichten wissen. Zu jedel
Zeit waren es Sozia~i'Sten, ,die den Menschen diesel
ben Chancen und Lebensbeding'ungen geben wollten.
Und es waren immer die Sozialisten, die die politi
sche AufgabensteHung zwischen Bund, Land und
Gemei,nde als eine politische Einheit betrachteten.
(Abg. Dr. Kat si c h: Herr Kollegel Wir sind ja
keine Wählerversammlungl)

Die einzelnen pol,irischen Zielsetzungen greifen
'ineinander, und Vliele's von dem, was bundes- oder
landespolit.i'sche Errungenschaften siind, hohen ihren
'sich~baren Niederschl{lg in ·den Gemeinden. Weil
wir Soziallisten al!1 unsere poliNsche Arbe'it nur nach
den Bedürfnli'ssen und Wünschen der gesamten Be
völkerung orient'ieren, ganz gle·ich, ob s,je von ei
nem Bunde5po'litiker, einem Landespol·itiker odel
einem Gemeindefunktionär geleistet wird, sind ge
ra/de - und das glauben wir - die Klein- und MitteI
gemeindendes .surgenlandes bei uns Soz'ialisten in
g'uter Hand. (Beifall bei der SPO.)

Präsident: Es liegt Ikeine weitere Wortmeldung
vor.

Der Herr Berkhters~atter hat ·dos Schlußwort. 
Er verzkhtet.

. W.;r kommen z'ur Abstimmung.

Da es ·s.ichbe; dieser Gesetzesvorlage um ein
Landesverfassungsge'setz hondelt, ist eine Beschl.uß
fass'ung nur bei Anwesenheit der Hälfte der M.itglie-
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der ,des Londtages und einer Zwe,idrittelmehrheit
mög~ich.

Ich ersuche jene Aibgeor-dneten, di-e dem Londes
verfus'51Ullgsgesetz in der vorliegenden Fassung zu
stimmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben. 
Da's Velfass'Ungsgesetz i'st bei Anwesenheit von mehr
a'ls der Hä1lfte der M,itgl,ieder des Hdhen Hauses mit
mehr ·als zwei Dritte~n der Stimmen in z w e i te r
Lesung angenommen.

Der Herr Benichte'rstatter hat die soforiige Vor
nOlhme .der dritten te:sung beantragt.

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Ver
fas,sungsgesetz a'uch ,in d r ,i t t e r L~ung zustimmen
wollen, sich von ·den Sitzen zu erheben. - Ich kon
stotiere,dieA n n Qh m e des Londesverfiassongsge
setzes 'auch i'n dritter Lesung mit deLerfof'derliichen
quaH~izierten Mehrheit.




